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Hände weg vom Weihnachtsgeld!
Sofortige und inhaltsgleiche Über-
tragung des Tarifergebnisses auf
die Beamtinnen und Beamten!

5. 5. 2011 um 16.30 Uhr,
Hachmannplatz/

vor Hauptbahnhof Nord

Aufzug über die Kirchenallee – Stein-
tordamm – Steintorwall – Mönckeberg-
straße – Bergstraße – Reesendamm –
Schleusenbrücke/Rathausmarkt!

Nach der GdP-Petition an die Ham-
burger Bürgerschaft versammeln wir uns
zusammen mit anderen Gewerkschaften
auf dem Hachmannplatz. Eine schotti-
sche Band wird uns dabei unterstützen,
dass Herr Mc Scholz endlich die Taschen
für uns öffnet!

Dieser Aufruf richtet sich an alle Kol-
leginnen und Kollegen aller Dienstgrade.
Lamentieren allein zählt nicht. Wir müs-
sen und werden kämpfen, sonst nehmen
sie uns UNSER Geld weg! Am 30. 4. und
am 1. 5. 2011 werden wir wieder den Kopf
hingehalten haben! Deshalb: Keine Ge-
haltskürzung – gerecht geht anders!

Wehrt euch – und kommt zur Demons-
tration!

Der Landesbezirksvorstand

Wer nicht kämpft, hat schon verloren! –
AUFRUF zur Demonstration

LANDESJOURNAL
HAMBURG

HÄNDE WEG VOM WEIHNACHTSGELD!

POLITIK

Der neue Innensenator
im Gespräch mit der GdP Hamburg

Am 11. 4. 2011 besuchte der
neue Innensenator Michael Neu-
mann die Geschäftsstelle der GdP.
Hier wurden in einem offen geführ-
ten zweistündigen Gespräch die
Themen diskutiert, die die Kollegin-
nen und Kollegen der Polizei Ham-
burg bewegen.

Prüfstand stehe. Darunter befänden sich
auch die Pferdestaffel und andere kos-
tenträchtige Bereiche.

Der Landesbezirksvorstand

Die Weiterzahlung des Weihnachts-
geldes, die Freie Heilfürsorge für alle,
Fragen um die Hochschule der Polizei,
Beförderungsaussichten sowie die Um-
setzung des Berufsbildes für die AiP wa-
ren Schwerpunkte der Diskussion.

Michael Neumann führte aus, dass
auch er die Abschaffung der Freien Heil-
fürsorge für falsch halte – er werde sich
für die Wiedereinführung stark machen.

Darüber hinaus machte der Senator
deutlich, dass noch nicht entschieden sei,
wie das Weihnachtsgeld erhalten werden
könne. Er habe den Aufruf der GdP zur
Demonstration am 5. 5. 2011 zur Kennt-
nis genommen und begrüße das gewerk-
schaftliche Engagement ausdrücklich.
Der Senator betonte, dass vieles auf dem

Innensenator Neumann
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Die GdP Hamburg hat eine Petiti-
on an die Hamburger Bürgerschaft
gerichtet und fordert darin alle de-
mokratischen Parteien auf, sich für
den Erhalt des Weihnachtsgeldes/
Sonderzahlungen für die Beamtin-
nen und Beamten einzusetzen.

Wir wollen wissen, woran wir sind!

Während wir die inhaltsgleiche Über-
nahme des Tarifergebnisses auf die Be-
amtinnen und Beamten fordern, würde
der Wegfall bzw. die Kürzung des Weih-
nachtsgeldes eine Gehaltskürzung um ca.
5% bedeuten! Das lassen wir uns nicht
gefallen!

Die Kolleginnen und Kollegen und ih-
re Familien rechnen mit diesem Geld –

Kürzung oder Streichung sind Lohndieb-
stahl!

Der Finanzbehörde wurden bereits
4000 Protestunterschriften der Kollegin-
nen und Kollegen der Polizei Hamburg
überreicht.

Die Kolleginnen und Kollegen der
Hamburger Polizei und Feuerwehr lie-
fern gute Arbeit für die Sicherheit dieser
Stadt ab. Zum Dank wird auch noch das
Gehalt gekürzt? Das wäre dann doch
wohl der schäbigste Umgang, den man
sich vorstellen kann.

Kolleginnen und Kollegen!

Die GdP wird nicht lockerlassen und
um unser Weihnachtsgeld kämpfen. Die-
ser neue Senat sollte sich gut überlegen,
ob er es sich mit seinen Beamtinnen und
Beamten verderben will. Die Petition
kann von euch gewerkschaftsübergrei-
fend unterstützt werden, wenn der Einga-
beausschuss den Eingang bestätigt hat.
Wir werden hierüber berichten.

Der Landesbezirksvorstand

GdP richtet Petition
an die Hamburger Bürgerschaft
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Bei der Beförderungsauswahl
werden zu besetzende Stellen häu-
fig ausgeschrieben. Im Rahmen
dieser Ausschreibung darf der
Dienstherr ein sogenanntes Anfor-
derungsprofil erstellen, an welches
er sodann aber während der Aus-
schreibung und des gesamten Aus-
wahlverfahrens gebunden ist.

Ein unterlegener Bewerber kann ge-
richtlich überprüfen lassen, ob er durch
die Auswahlentscheidung in seinem
Recht auf fehlerfreie Auswahl verletzt
worden ist. Diese Möglichkeit besteht
insbesondere dann, wenn die Auswahl-
entscheidung auf einem fehlerhaften
Anforderungsprofil der ausgeschriebe-
nen Stelle beruhte. Der klassische Fall in
diesem Zusammenhang ist, wenn ein
besser beurteilter Bewerber aufgrund
Nichterfüllung eines Kriteriums aus dem
Anforderungsprofil überhaupt gar nicht
erst in die Auswahlentscheidung einbe-
zogen wird und ggf. ein schwächer beur-
teilter Bewerber den Zuschlag für die
Stelle erhält. Sodann wird zu überprüfen
sein, ob Fehler in dem Anforderungs-
profil enthalten sind, die grundsätzlich
zu einer Fehlerhaftigkeit des Auswahl-
verfahrens führen, welches zwingend
wiederholt werden muss. Durch die Be-

stimmung des Anforderungsprofils legt
der Dienstherr die Kriterien für die Aus-
wahl der Bewerber fest, an ihnen wer-
den die Eigenschaften und Fähigkeiten
der Bewerber um den Dienstposten ge-
messen. Dabei wird zwischen konstituti-
ven Merkmalen und lediglich beschrei-
benden Merkmalen unterschieden. Als
konstitutiv werden dabei Merkmale be-
zeichnet, die zwingend vorgegeben und
anhand objektiv überprüfbarer Krite-
rien, also insbesondere ohne gebotene
Rücksichtnahme auf Wertungsspielräu-
me des Dienstherrn, als tatsächlich gege-
ben letztlich eindeutig und unschwer
festzustellen sind. Beschreibende Merk-
male sind nicht zwingend vorgegeben
und sind von ihrer Art nicht objektiv
überprüfbar. Also um Merkmale, die
sich erst anhand eines persönlichkeits-
bedingten, das betreffende Element des
Eignungs- und Befähigungsprofils näher
in den Blick nehmenden Werturteils er-
schließen. Ein abgelehnter Bewerber
sollte sich mit einem Widerspruch gegen
die Ablehnung seiner Bewerbung zur
Wehr setzen und müsste für die Freihal-
tung der Stelle ein verwaltungsgerichtli-
ches Eilverfahren anstrengen.
Rechtsanwalt Jan-Ontjes Güldenzoph

Rechtsanwälte Arp – Güldenzoph –
Meeder

www.agm-rechtsanwaelte.de

Anforderungsprofile in
Beförderungsauswahlverfahren

AUSWAHLVERFAHREN
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Mitmachen und
anmelden bei
der 8. GdP-

Fahrradrallye
In den letzten Jahren war das

Interesse an unseren Fahrrad-
rallyes immer sehr groß, sodass
wir in diesem Frühjahr die ausge-
fallene Familienrallye vom Sep-
tember wieder anbieten.

Sie findet am Sonntag, dem

29. Mai 2011, um 10.00 Uhr

statt.
Start ist an der GdP-Geschäftsstelle

für „Groß“ und „Klein“ und das Ziel
ist wieder auf dem Gelände des Polizei-
präsidiums.

Es kommt nicht auf die Schnelligkeit
an, sondern auf das Lösen der gestell-
ten Aufgaben im Team!

Für das leibliche Wohl wird wäh-
rend der Fahrradrallye selbstverständ-
lich gesorgt.

Es besteht auch diesmal wieder die
Möglichkeit, mit öffentlichen Ver-
kehrsmitteln anzureisen, da an diesem

Tag (ganztägig) Fahrräder in Bussen
und Bahnen mitgenommen werden
können.

Aus organisatorischen Gründen er-
heben wir wieder eine Startgebühr von
5,– €.

Im Anschluss an die Fahrt durch
schöne Hamburger Stadtteile findet
wieder ein gemütlicher Ausklang mit
leckerem Grillfleisch und Getränken
sowie einer Siegerehrung statt.

Anmeldungen nehmen unsere Kol-
leginnen der GdP-Geschäftstelle unter
der Tel.-Nr. 0 40/28 08 96-17 oder per
Fax 0 40/28 08 96-18 entgegen.

Peter Leiste

Karin Hopp:
40 Jahre für unsere GdP!

LANDESJOURNAL Hamburg

VERANSTALTUNG JUBILÄUM

Karin Hopp und ihre GdP

Seit 40 Jahren ist unsere Kolle-
gin Karin Hopp bei der GdP beschäf-
tigt und hat so einiges in den vielen
Jahren erlebt. Dieses war Anlass
genug, am 1. April 2011 das 40-jäh-
rige Dienstjubiläum angemessen zu
feiern und zu würdigen.

Während der 40-jährigen Dienstzeit
bei der GdP hat Karin viele Landesvor-
sitzende wie Kurt Hopp, Manfred Bie-
nert, Dieter Schöneck, Lothar Berg-
mann, Konrad Freiberg, Andrè Bunkow-
sky und jetzt Uwe Kossel sowie die Ge-
schäftsführer Wolfgang Pallaske, Erhard
Pumm, Dieter Schöneck, Jürgen Lamp,
Jan Güldenzoph, Markus Altenhöner
und heute Adrian von Mischke-Colande
kennen- und schätzengelernt und natür-
lich die vielen Mitglieder, die täglich bei
ihr anriefen oder auch schnell vorbeika-
men um gewerkschaftliche Dinge zu erle-
digen. Ein absoluter Höhepunkt jedes
Mitarbeiters und jeder Mitarbeiterin ist

ein Umzug in einer Firma. „Darin war die
GdP großzügig, Umzüge am laufenden
Band!“, so Uwe Kossel in seiner Rede
weiter. „Ich danke dir, liebe Karin, im
Namen aller, für alles was du in den letz-
ten 40 Jahren für uns geleistet hast. Wenn
du dich in der Mitte des Jahres in dein
Privatleben zurückziehst, wirst du uns
fehlen!“

Wir alle können uns nur den Worten
unseres Landesvorsitzenden Uwe Kossel
anschließen und sagen „Danke, liebe Ka-
rin!“ Der Landesbezirksvorstand

VERANSTALTUNG

Reife Leistung!
Am 31. 3. 2011 fand in der

Alsterdorfer Sporthalle der GdP-Ü-
35-Cup statt. Die teilnehmenden
Mannschaften kamen aus dem
gesamten Bereich der Polizei Ham-
burg. Gespielt wurde in zwei Grup-
pen à sechs Mannschaften, anschl.
das Halbfinale, Spiel um den dritten
Platz und zum Abschluss das Finale.

Anschließend, nach fast vier Stunden,
wurde in spannenden Spielen der Ü-35-

Cupsieger ermittelt. Nach einem intensi-
ven Finale setzte sich die Mannschaft der
ZD 522 gegen das LKA 24 mit 1:0 nach
Siebenmeterschießen durch.

Mein Dank geht an alle Helfer, die da-
zu beigetragen haben, dass dieses schöne
Turnier stattfinden konnte. Dazu gehö-
ren die Schiedsrichter, die Sanitäter und
das Orga-Team der GdP, Manfred Blö-
cker und Norbert Soltau und auch die
PVAG.

Jörg Kagens,
Landesfachbereich Schutzpolizei

Die erfolgreichen Teams des Ü-35-Cups.
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Am 15. März 2011 kamen GdP-
Vertreter der Küstenländer zusam-
men, um über die gegenwärtige Si-
tuation der Wasserschutzpolizeien
zu diskutieren. Dabei wurden neben
landesspezifischen Besonderheiten
aber auch zahlreiche Gemeinsam-
keiten festgestellt. In einem födera-
len System wie in der Bundesrepu-
blik Deutschland kann eine Wasser-
schutzpolizei nicht für sich allein
betrachtet werden. Sie ist gerade
in Zeiten knapper Kassen in ein ge-
sellschaftliches Gefüge eingebun-
den, aus dem sie nicht einfach he-
rausgedacht werden kann, ohne
dass es dem „Nachbarn“ schadet.
Dabei wird nicht selten auf bundes-
eigene Kräfte verwiesen, die ein
Sparvolumen ersetzen sollen. Vor
diesem und weiteren Hintergründen
wurde ein Positionspapier formu-
liert, aus dem Teilaspekte (tlw.
auch in Auszügen) dargestellt wer-
den:

Einen wesentlichen Baustein im Sinne
eines abgestuften, nationalen Sicher-
heitssystems erbringen die Wasser-
schutzpolizeien der Küstenländer im
Rahmen ihrer schifffahrtspolizeilichen
Vollzugsaufgaben, die ihnen per Gesetz
übertragen wurden.

Diese sind im Wesentlichen: (hier ein-
mal stark verkürzt)

1. Gefahren für den Schiffsverkehr zu
ermitteln bzw. bei Bestehen zu beseitigen

2. Überwachung des Schiffsverkehrs
hinsichtlich Verhalten, Besetzung, Aus-
rüstung und Kennzeichnung

3. Überprüfung der Schiffspapiere und
Befähigungsnachweise

Schifffahrtpolizeiliche Vollzugsaufga-
ben [4] sind auch:

a. die von der Schifffahrt ausgehenden
Gefahren einschließlich solcher für das
Wasser zu ermitteln,

b. die Einhaltung der Beförderung ge-
fährlicher Güter, der Sicherheit der
Schiffe, der Sicherheit und Gesundheit

der Besatzung, der Beratung durch See-
lotsen sowie der dem Umweltschutz im
Bereich der Schifffahrt dienenden Vor-
schriften, Verfügungen, Bedingungen
und Auflagen zu überwachen,

c. in Rechtsvorschriften vorgeschrie-
bene Sicherheitszeugnisse, Erlaubnisse,
Genehmigungen, Bescheinigungen, Ta-
gebücher und sonstige Nachweise zu prü-
fen,

d. Schiffsunfälle zu melden und Er-
mittlungen für ihre Untersuchung zu füh-
ren;

Damit erreichen die Wasserschutzpo-
lizeien eine qualifizierte Verdachts-
schöpfung und mit den weiteren Ermitt-
lungen eine Kontrollquantität [5], die die
BG Verkehr aufgrund der begrenzten
Personalressourcen nicht zu leisten ver-
mag. Diese wiederum kontrolliert in ei-
nem wesentlich tieferen Detaillierungs-
grad, so dass sich in der Summe ein
höchst effektives System ergibt.

In Hamburg immer wieder gern ge-
nannt wird die Aufgabe der Grenzkon-
trolle. Unsere Bremer Nachbarn führen
uns gerade vor, wie effizient hier und
heute gespart wird:

Bremen spart mit der Abgabe der
Grenzkontrolle ca. 17 Beamte ein; dazu
Boote und Dienststellen. Die Bundespo-
lizei formuliert für die Übernahme einen
Personalbedarf von ca. 70 Beamten mit
dazugehörigen Booten, Landfahrzeugen
und zwei Dienststellen. Diese Einsparun-
gen müssen einem steuerzahlenden Bür-
ger erst einmal deutlichgemacht werden.

Maritime Security, Maritime
Safety und Zentrale Maritime
Notfallvorsorge und Notfall-

management

Wir unterscheiden weitere Aufgaben:
Maritime Security als Oberbegriff für

alle internationalen und nationalen Re-
gelungen zur Erhöhung der Gefahrenab-
wehr von terroristischen Angriffen auf
Schiffe und Häfen, und Maritime Safety
als Oberbegriff für alle internationalen
und nationalen Regelungen, die der be-
trieblichen und technischen Schiffssi-

cherheit dienen, einschließlich solcher
für Ladung, maritimen Umweltschutz
und der Besatzung sowie deren Überwa-
chung (hier bestehen starke Bezüge zu
anderen originär zuständigen Behörden,
für die die Wasserschutzpolizeien zu-
nächst tätig werden), sowie Zentrale Ma-
ritime Notfallvorsorge und Notfallmana-
gement, die als Aufbauorganisationen,
wie z. B. dem Maritimen Lagezentrum
(MLZ) in Cuxhaven, ständig zur Verfü-
gung stehen.

Allgemeinpolizeiliche Kriminalitäts-
bekämpfung und Gefahrenabwehr sind
ureigenste Aufgaben der Länderpolizei-
en und stehen unter der verfassungsmä-
ßig zugewiesenen Verwaltungskompe-
tenz der Länder. Die Bundesrepublik
Deutschland verfügt als föderaler Bun-
desstaat gemäß Artikel 20 GG über kein
bundes-unmittelbares Staatsgebiet. Inso-
fern setzt sich sein Staatsgebiet, das auf
See bis zur seewärtigen Grenze des Küs-
tenmeeres reicht, aus den Gebieten der
anliegenden Bundesländer zusammen.

Das Grundgesetz formuliert in den
Artikeln 30 und 83 den Grundsatz der ge-
nerellen Zuständigkeitsvermutung zu-
gunsten der Länder bei der Ausführung
von Gesetzen (einschließlich der Bun-
desgesetze). Ausnahmen sind nur dort
möglich, wo im GG ausdrücklich eine
Verwaltungskompetenz des Bundes vor-
gesehen wird. Die Polizeihoheit der Län-
der ist nicht nur Teil des staatlichen
Machtmonopols, sondern auch Ausdruck
der horizontalen Gewaltenteilung zwi-
schen Bund und Ländern. Eine Aufgabe
dieser Gewaltenteilung wird auch hin-
sichtlich Artikel 20 GG in Verbindung
mit Artikel 79 (3) GG (Ewigkeitsklausel)
zu diskutieren sein.

Hieraus folgt für die Länder, dass ein
großer Teil der Verwaltungsaufgaben auf
See, wie z. B. die allgemeinen Polizeiauf-
gaben verfassungsrechtlich nicht an den
Bund übertragbar sind. [1]

Für die Gefahrenabwehr in den Häfen
sind die Länder zuständig. Diese haben
für die Wahrnehmung ihrer administrati-
ven Aufgaben Genehmigungsbehörden
(Designated Authority – DA) eingerich-
tet.

„One Face to the Customer“ –
Die Aufgaben der Wasserschutzpolizei
in der aktuellen politischen Diskussion

LANDESJOURNALHamburg

FACHBEREICH WASSERSCHUTZPOLIZEI
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Gemäß Seeaufgabengesetz (See-
AufgG) ist z. B. das Bundesamt für See-
schiffahrt und Hydrographie (BSH) für
die Durchführung der Kontrolltätigkeit
zur Gefahrenabwehr an Bord von Schif-
fen zuständig. Aus Effizienzgründen
wurde auf Aufbau eines eigenen Kon-
trollstabes verzichtet. Wegen der größe-
ren Nähe zur Gefahrenabwehr und mit
dem Ziel der Minimierung der Belastung
durch Kontrolltätigkeiten an Bord wer-
den die o. g. Kontrollen durch die Was-
serschutzpolizeien der Länder durchge-
führt, die wegen anderer Kontrollen (z. B.
Meeresumweltschutz – MARPOL) oh-
nehin an Bord der Schiffe erscheinen.

Anlass und Kontrolltiefe ergeben sich
aus dem SOLAS/ISPS-Regelwerk i.V.m.
Vorgaben des BSH und beziehen Zeugnis-
se, Gefahrenabwehrpläne, Umsetzung
und Qualifikation des/der Beauftragten
zur Gefahrenabwehr auf dem Schiff ein.

One face to customer

Mit den Kontrollen der Wasserschutz-
polizeien werden die der Sicherheit der
Schifffahrt (safety und security) dienen-
den Bundes- und Landesvorschriften
durch ein kompetentes Kontrollorgan
mit geringstmöglicher Belastung für die
Seeverkehrswirtschaft durchgeführt. Ein
Auseinanderdividieren oder Herausbre-
chen einzelner Kontrollkomponenten
würde eine zusätzliche Behördenvielfalt
an Bord erzeugen. Weder See- noch Ha-
fenwirtschaft hätten Verständnis für die-
se vermeidbare Mehrbelastung. Die Küs-
tenländer hätten zudem als Nutznießer
der Wertschöpfung in den Häfen keinen
Einfluss auf den Kontrolldruck gegen-

über der Schifffahrt. Die Vereinbarun-
gen über die Ausübung der schifffahrts-
polizeilichen Vollzugsaufgaben stellen in
Verbindung mit den sonstigen Aufgaben
der WSPen ein über viele Jahrzehnte be-
währtes und gelungenes Beispiel für
pragmatische, hochsynergetische Koope-
ration im föderalen System dar.

Diese findet sich insbesondere in der
starken Verzahnung mit den originären
polizeilichen Länderaufgaben, den Er-
mittlungen bei der Straftaten- und Ord-
nungswidrigkeiten-Verfolgung wider, da
die durchgeführten Kontrollen in der
Schifffahrt naturgemäß auch zur Feststel-
lung von Unregelmäßigkeiten und
Rechtsverletzungen führen.

Die Behördenzuständigkeiten unter-
scheiden sich auf See nicht von denen an
Land. Würde das Argument der Zersplit-
terung wirklich ernstzunehmen sein,
müsste z. B. die Polizeihoheit der Länder
in Gänze an den Bund abgetreten wer-
den, denn natürlich werden neben den
allgemeinpolizeilichen Aufgaben der
Landespolizei auch an Land grenzpoli-
zeiliche Aufgaben durch die Bundespoli-
zei wahrgenommen.

Die Notwendigkeit zur Abgabe von
Landeskompetenzen ergibt sich indes
vor dem Hintergrund eines Vollzugsdefi-
zits weder an Land noch auf See.

Im Gegenteil: Gerade die Wasser-
schutzpolizeien sind im maritimen Voll-
zug gut aufgestellt, da sie die jeweiligen
Aufgaben zur Sicherheit in den Häfen
und vor den Küsten sowohl im jeweiligen
Bundesland als auch übergreifend im ma-

ritimen Sicherheitsnetzwerk MSZ bün-
deln. Natürlich werden bei einem Schiffs-
unglück wie bei einem Flugzeugabsturz,
Eisenbahnunglück oder einem größeren
Verkehrsunfall Einsatzkräfte verschie-
dener Disziplinen (Feuerwehr, THW,
Rettungsdienste pp.) benötigt, dieses hat
aber nichts mit Zersplitterung zu tun.
Viel tiefgreifender wären die Folgen,
wenn wesentliche Verwaltungskompe-
tenzen der Länder im Bereich des Küs-
tenmeeres abgegeben werden würden.
Diese hätten dann keine Möglichkeit
mehr, um auf dem Wasser (quasi vor der
eigenen Haustür) zur Gefahrenvorsorge
und Gefahrenabwehr eigenständig tätig
zu werden und wären gänzlich von einer
Bundesbehörde abhängig.

Die Einrichtung einer Mammutbehör-
de generiert auch keinen fachlichen Mehr-
wert, würde aber zwangsläufig dazu füh-
ren, dass die bisherigen Sicherheitspartner
bei Abgabe der Aufgaben ihre Einsatzmit-
tel drastisch reduzieren würden. Im Ergeb-
nis würden für die Alltagsorganisation und
insbesondere in komplexen Schadens- und
Terrorlagen weniger Einsatzboote zur
Verfügung stehen.

Vielleicht ist das auch der Grund, warum
es an Land keine Forderungen nach einer
einzigen Behörde gibt, die Feuerwehr,
Länderpolizeien, Zollverwaltung, Bundes-
polizei, Verkehrsbehörden, Bundesanstalt
für Güterverkehr, Rettungswesen, Stra-
ßenmeistereien und wer sonst noch zustän-
dig sein mag in einer Behörde für die Bun-
desrepublik Deutschland vereinigt.

Der Fachbereichsvorstand der WS

LANDESJOURNAL Hamburg
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Notdienst der
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Tel. 830 06 60
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SEMINARANKÜNDIGUNG

„Grenzlinien und
Grenzerfahrungen“

Die GdP veranstaltet in diesem
Jahr wieder ein gesellschaftspoliti-
sches Seminar zum Thema:
„Grenzlinien und Grenzerfahrun-
gen“ – Polen und Deutschland in
Geschichte und Gegenwart zwi-
schen Austausch, Aggressionen
und Annäherung – in der Zeit vom
7. bis 11. November 2011 in
Frankfurt/Oder.

Den Teilnehmern wird ein umfang-
reiches Programm geboten wie z. B. der
Besuch bei der Stadtverwaltung Frank-
furt/Oder, der gegenüberliegenden pol-
nischen Stadt Slubica, der Bundespoli-

zei/Zoll, das Collegium Polonicum so-
wie eine Bahnfahrt nach Eisenhütten-
stadt mit einer dortigen Stadtführung
und Besichtigung der „EKO Stahl
GmbH (ehemaliges DDR-Stahlkombi-
nat).

Anmeldungen nehmen unsere Kolle-
ginnen in der GdP-Geschäftsstelle ab
sofort unter der Tel.-Nr. 28 08 96 -17 ent-
gegen, wo ihr auch weitere Informatio-
nen zum Seminar erhaltet. Die Eigenbe-
teiligung beträgt pro Teilnehmer 195 €

inkl. Unterkunft und Halbpension. Se-
minarleiter ist wieder der Kollege Peter
Leiste. Die Anreise nach Frankfurt/
Oder erfolgt in Fahrgemeinschaften.

Der Landesbezirksvorstand
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Am 4. März 2011 trafen sich die
Abgeordneten des 22. Altenparla-
ments 2010 mit den seniorenpoliti-
schen Sprechern der Landtagsfrak-
tionen im schleswig-holsteinischen
Landtag. Für den DGB-Bezirkssenio-
renvorstand und somit für die Ge-
werkschaft der Polizei (GdP) nah-
men der Landesseniorenvorsitzende
Frank Poster, des LB Schleswig-
Holstein und der Landessenioren-
vorsitzende des LB Hamburg, Klaus-
Peter Leiste, an der Abschlussdis-
kussion teil.

Am 24. September 2010 hatte das
Altenparlament nach einem Referat zum
Thema „Wohnen im Alter – Ideen und
Konzepte“ insgesamt 22 Anträge u. a. zu
den Themen
• Wohnen und Pflege im Alter
• Palliativmedizin
• Situation der Hausärzte im ländlichen

Bereich
• Mitbestimmung der Senioren auf kom-

munaler Ebene
• Alles um Barrierefreiheit
• Seniorenfreundliche Fahrkartenauto-

maten
verabschiedet. Ein Dringlichkeitsan-

trag beschäftigte sich mit der Streichung
des Blindengeldes.

Klaus-Peter Leiste hatte in der ab-
schließenden Fragestunde des Parla-
ments noch einmal insbesondere die po-
sitive Absicht aller Fraktionen begrüßt,
die Anträge zum Thema „Wohnen im Al-
ter – barrierefrei“ sowie seniorenfreund-
liche und barrierefreie Fahrkartenauto-
maten zu unterstützen.

Er richtete einen Appell an die senio-
renpolitischen Sprecherinnen und Spre-
cher aller Fraktionen, dass es nicht nur
bei den guten Worten bleiben kann. Es
müssten die gesetzlichen Voraussetzun-
gen geschaffen werden, dass das „barrie-

refreie Wohnen“ in die Bauordnung auf-
genommen wird, um so die Wohnungs-
baugenossenschaften zu zwingen, Neu-
bauwohnungen barrierefrei zu bauen

Ernüchternd waren die Stellungnah-
men der Politiker, besonders die Aussa-
gen der Regierungsfraktionen, die über-
wiegend die Haushaltslage für die Un-
realisierbarkeit der Senioreninteressen
geltend machten. Wir bleiben weiterhin
am Ball und werden uns um die Belange
der Senioren kümmern.

Der Landesbezirksvorstand

GdP Hamburg auch
aktiv im Altenparlament!

LANDESJOURNALHamburg

FACHBEREICH SENIOREN

HAFENRUNDFAHRT DER SENIOREN

Leinen los!
Die Mitgliederversammlung für

den Monat Mai (am 10. 5. 2011)
entfällt, da an diesem Tage die an-
gekündigte Seniorenhafenrund-
fahrt stattfindet. Wir freuen uns
schon wieder auf viele ehemalige
Kolleginnen und Kollegen sowie
auf interessante Gespräche an
Bord der MS „Hammonia“ (Reede-
rei Abicht).

Wer noch an der dreistündigen Fahrt
(in der Zeit von 14.00 bis 17.00 Uhr) teil-
nehmen möchte, hat noch die Chance

sich bis zum 5. 5. 2011 bei unserer Kolle-
gin Christa Borr im Polizeisozialwerk
(Tel.: 0 40/28 08 96-15 oder 16) oder bei
unserer Kollegin Karin Hopp in der
GdP-Geschäftsstelle unter der Tel.-Nr.:
0 40/28 08 96-17 anzumelden.

Die Eigenbeteiligung beträgt 12,– €

pro Teilnehmer.
Die „Hammonia“ liegt an den St.

Pauli Landungsbrücken, Brücke 6–9, für
uns am 10. 5. zur Abfahrt bereit.

An der Hafenrundfahrt werden auch
der amtierende Bundesseniorenvorsit-
zende, unser Landesvorsitzender, sowie
ehemalige Landesvorsitzender und Ge-
schäftsführer teilnehmen. Peter Leiste

Klaus-Peter Leiste (r.), Vorsitzender des FB Senioren

NACHRUF

Gerd Adrian
Nach langer und schwerer Krank-

heit ist im Alter von 84 Jahren Gerd
Adrian, LPD i. R. verstorben, der
neben seinen vielfältigen Aufgaben
in Führungsfunktionen der Ham-
burger Polizei auch als engagierter
Kollege in der GdP in vielen Berei-
chen aktiv war.

Mit Gerhard Adrian ist ein Kolle-
ge von uns gegangen, dem die Ham-
burger Polizei – und die GdP – damit
wir alle – viel zu verdanken haben!

Wir werden ihn in guter Erinne-
rung behalten.

Der Landesbezirksvorstand
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70. Geburtstag

3. Mai 2011 Erwin Braun
12. Mai 2011 Peter Rühlicke
26. Mai 2011 Martin Schütze
29. Mai 2011 Ulrich Bartikowski
29. Mai 2011 Rolf Riebesell
31. Mai 2011 Hans-Jürgen Werth

80. Geburtstag

15. Mai 2011 Heinz Harnisch
27. Mai 2011 Marianne Weiß

85. Geburtstag

11. Mai 2011 Harald Ahrndt
13. Mai 2011 Robert Engelhardt
31. Mai 2011 Werner Schulz

86. Geburtstag

28. Mai 2011 Erich Krause
29. Mai 2011 Helga Rönnfeldt

87. Geburtstag

04. Mai 2011 Hans Schlaugat
23. Mai 2011 Herbert Luther
24. Mai 2011 Maria Schmidt
28. Mai 2011 Friedrich Kaiser

88. Geburtstag

9. Mai 2011 Waltraud Kipp

89. Geburtstag
7. Mai 2011 Annemarie Paulmann

12. Mai 2011 Friedrich-Wilhelm Fach
24. Mai 2011 Gertrud Hettling
25. Mai 2011 Karl-Hermann Tennert

90. Geburtstag

8. Mai 2011 Heinz Geisler
13. Mai 2011 Roberto Courvoisier
17. Mai 2011 Ernst Premke
20. Mai 2011 Käthe Gneist
25. Mai 2011 Erich Kosche

91. Geburtstag

7. Mai 2011 Johanna Schütte
17. Mai 2011 Elsbeth Morlok
29. Mai 2011 Hermann Schulz

92. Geburtstag

30. Mai 2011 Herta Simoneit

94. Geburtstag

4. Mai 2011 Walter Döring

98. Geburtstag

10. Mai 2011 Herma Herrmann

LANDESJOURNAL Hamburg

WIR GRATULIEREN ZUM

Ich bin ein Vorsorger!
Ich geh’ gern auf Nummer
sicher – auch bei meinem
Finale auf Erden. Komme,
was wolle: Alles ist jetzt
in besten Händen.

Am besten heute alles

regeln – am besten GBI

Tel. 040 -24 84 00

Anzeige

wohlverdienten Ruhestand
31. Mai 2011
Hans-Joachim Tornier PHM PK 332.1
Maren Schultz Ang.’e LBVMZ 21
Peter Ernst PHK LBP 201

Berichtigung

Verlängerung für ein Jahr für die Kolle-
gin KHK’in, LKA 533, Gundula Thiele-
Heckel zum 30. April 2012

Hinweis:

Aus datenschutzrechtlichen Gründen
ist eine Veröffentlichung von Dienstjubi-
läen ohne ausdrückliche Zustimmung
des Jubilars in der Zeitschrift „Deutsche
Polizei“ leider nicht mehr gestattet. Soll-
te eine Veröffentlichung des Dienstjubi-
läums gewünscht werden, bitten wir um
Mitteilung des Termins an die GdP-Mit-
gliederverwaltung. Tel.: 0 40/28 08 96-17

3. Februar 2011
Erwin Lorenz PHW i. R. (83)
2. März 2011
Reinhold Fritz PHK i. R. (69)
3. März 2011
Rudolf Eggerstedt PHM i. R. (83)
4. März 2011
Erich Rauch PHM i. R. (96)
7. März 2011
Kurt Kautzsch PHM i. R. (90)
8. März 2011
Adolf Eiben PHM i. R. (97)
10. März 2011
Werner Kairat KHK i. R. (86)
17. März 2011
Wilhelm Jansen PHM i. R. (75)

20. März 2011
Dora Lobschat Witwe (96)
22. Februar 2011
Karl-Heinz Reime PHM i. R. (83)
23. März 2011
Werner Cohrs POK i. R. (89)
23. März 2011
Erna Hinz Ang. i. R. (100)
24. März 2011
Emil Hesse KOK i. R. (92)
29. März 2011
Rudolf Schunter POK i. R. (71)
31. März 2011
Hans Steffens PHM i. R. (66)
1. April 2011
Axel Ramm PHM i. R. (74)
Karsten Schiemenz POK i. R. (69)

STERBEFÄLLE

Wir werden den Toten ein ehrendes Andenken bewahren.


